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12 Schweizerischer Seniorenrat SSR

Wirtschaftliche Solidarität
«Rentner, zur Kasse bitte!» sagen jene, die meinen, allen Seniorinnen und Senioren in der Schweiz

gehe es angeblich gut. Damit aber werden alle Rentnerinnen und Rentner ohne Unterschied

zur Zielscheibe für die Steuerbehörden. «Dies geht nicht», entgegnet der Schweizerische Seniorenrat.

Von Margrit Bossart, Generalsekretärin SSR

IDie Schweiz hat ein gutes Sys- •

tem für die materielle Sicherheit
im Alter. Das anerkennen auch die
Behörden. Der SSR ist erfreut, dass

die hartnäckigen und langwierigen
Bemühungen für dieses System
Früchte getragen haben.

Verletzend empfindet er deshalb
Tendenzen, die ältere Generation ge-
zielt zur Kasse zu bitten. Neue For-

men des sozialen Ausgleichs sollen
sich nicht am Alter orientieren, son-
dem an der wirtschaftlichen Situa-
tion der Menschen. Diese Auffassung
wirkt überzeugend und vernünftig.
Ihre Durchsetzung ist aber auch eine

Frage des politischen Willens. Dieser

geht hin und wieder andere Wege.
Dafür gibt es Beispiele:

Der Gesetzgeber liess es zu, dass

pensionierte Ehepaare mit früherem

Doppelverdienst steuerlich benach-

teiligt werden gegenüber verheirate-

ten, erwerbstätigen Doppelverdie-
nern. Konsequenz: Die Steuerpolitik bevorzugt die Entlastung
von Familien mit Kindern und schiebt die Problemlösung bei
der erwähnten Steuerdiskriminierung auf die lange Bank.

In eine ähnliche Richtung laufen Überlegungen des BSV, des

Bundesamtes für Sozialversicherungen: Weil es der älteren Be-

völkerung angeblich insgesamt gut gehe, sollen Rentnerinnen
und Rentner Solidaritätsbeiträge leisten zugunsten von Er-

werbstätigen mit Armutsrisiko.
Der SSR sieht solche Entwicklungen als Warnzeichen. Gestützt

auf wissenschaftliche Erkenntnisse verfügt nämlich ein Sechstel

der Schweizer Rentnerinnen und Rentner über weniger als

2550 Franken im Monat. Der Anteil von Personen in bescheide-

nen Verhältnissen ist bei den Pensionierten und bei den Erwerbs-

tätigen praktisch identisch. Auch bei gut situierten Personen sind
die Anteile ähnlich. Die erwähnten Verhältniszahlen haben sich

während der letzten Jahrzehnte innerhalb der Kategorien «Se-

nioren» und «Erwerbstätige» kaum verändert. Schlussfolgerung:
Die bestehenden Solidaritäten machen einen zusätzlichen Soli-

daritätsbeitrag der Senioren unzumutbar.

Aus Besorgnis über die drohende

Entwicklung liess der SSR eine Li-
teraturrecherche über Vorurteile,
Halbwahrheiten und Fakten zur
wirtschaftlichen Situation älterer
Menschen erstellen. Er beauftragte
damit Prof. Dr. Walter Rehberg von
der Fachhochschule St. Gallen.

Die Studie zeigt beispielsweise,
dass die sozioökonomischen Unter-
schiede bei Älteren ausgeprägter
sind als bei Jüngeren - unabhängig
von der Familiensituation. Im Ver-

gleich zu den Ungleichheiten inner-
halb der Generationen verblassen
die Unterschiede zwischen den Ge-

nerationen. Ein erheblicher Teil der
älteren Bevölkerung verfügt über

geringe oder unzureichende finan-
ziehe Mittel. Ältere Frauen und
hochaltrige Personen sind beson-
ders von Armut betroffen. Bei den

Jüngeren ist Armut oft vorüber-
gehend. Wer hingegen im Alter arm
ist, bleibt es in der Regel.

Senioren sollten sich schon früh-
zeitig zu Wort melden, wenn sie Vorurteile, Halbwahrheiten
und Fehlentwicklungen feststellen. Das demnächst erscheinen-
de Argumentarium von Professor Rehberg ist ein nützliches
Hilfsmittel. Der SSR sendet den «alterspolitischen Leitfaden» an
Parlamentarierinnen und Parlamentarier sowie an Behörden.
Es ist wichtig, dass sich die Seniorenvertretungen - ob beim
Bund, in Kantonen oder Gemeinden - mit Fakten und einer
nachvollziehbaren Argumentationskette an die Entscheidungs-
träger wenden. Das Argumentarium dient anschliessend auch
als Richtschnur zur Beurteilung alterspolitischer Entscheide.

Fazit: Um problematischen Entwicklungen vorzubeugen,
braucht es nicht nur die Vernunft. Gestärkt werden muss auch
der politische Wille, eine alterspolitisch vertretbare Marsch-

richtung zu unterstützen. Die Seniorenbewegung mit rund
220000 Mitgliedern hat dazu genügend Schubkraft.

Die oben erwähnte Studie erscheint am 24. März 2009.

Sie kann bezogen werden beim Schweizerischen Seniorenrat,
Muristrasse 12, 3000 Bern 31 oder über die Internetwebsite
www.ssr-csa.ch, Rubrik «Aktuell».

» Sf,

Die Berichte über

wohlhabende

ältere Menschen

sind in vielen Fällen

völlig unbegründet,

wie eine neue

Studie aufzeigt.

SSR
CSA
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